Deutscher Bundestag 
13. Wahlperiode 


Gesetzentwurf 

des Bundesrates 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Lebensmittel 
Bedarfsgegenständegesetzes 


A. Zielsetzung 

Am 13. Oktober 1995 wurde vom Rat mit qualifizierter Mehrheit 
ein gemeinsamer Standpunkt zur Novel-Food- Verordnung gegen 
das Votum der BundesrepubUk Deutschland festgelegt. Im März 
1996 forderte das Europäische Parlament den Rat auf, den Vor- 
schlag dieser Verordnung in mehreren Punkten zu ändern. Diese 
Änderungsanträge wurden vom Rat mehrheithch abgelehnt. Im 
Rahmen des Mitentscheidungsverfahrens gemäß Artikel 189 b 
des EG-Vertrages hat der EU-Vermittlungsausschuß am 27. No- 
vember 1996 einen Kompromißvorschlag beschlossen. Die Ent- 
scheidungen von Rat und Europäischem Parlament hierzu stehen 
noch aus. 

Mit den in der BundesrepubUk Deutschland zur Verfügung ste- 
henden Mitteln einer mögUchen Kennzeichnung von Lebensmit- 
teln zum Schutz vor Täuschung, die sich aus dem § 17 Abs. 1 
LMBG ergeben, kann die Zielsetzung, den Verbraucher über 
den Einsatz gentechnischer Verfahren bei der Herstellung von 
Lebensmitteln angemessen und ausreichend zu informieren, nicht 
erreicht werden. 


B. Lösung 

§ 19 LMBG sieht Ermächtigungen zum Erlaß von Rechtsverord- 
nungen zum Schutz vor Täuschung vor. Eine Erweiterung dieser 
Bestimmung wird es der Bundesregierung ermöghchen, die not- 
wendigen Rechtsvorschriften zum Schutz des Verbrauchers vor 
Täuschungen bei Produkten, die mittelbar oder unmittelbar mit 
gentechnischen Verfahren in Zusammenhang gebracht werden, 
zu erlassen. 


C. Alternativen 

Keine 
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D. Kosten der öffentlichen Haushalte 

Da die lebensnüttelrechtiichen Verbote zum Schutz vor Täu- 
schung insgesamt stichprobenweise amtüch überwacht werden, 
entstehen durch das Gesetz dem Bund, den Ländern und Kommu- 
nen keine nennenswerten zusätzhchen Kosten. 


E. Sonstige Kosten 

Keine 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 15. Januar 1997 

031 (312) - 231 02 - Be 54/96 


An die 

Präsidentin des 
Deutschen Bimdestages 


Hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Abs. 3 des Grundgesetzes den vom Bun- 
desrat in seiner 706. Sitzung am 29. November 1996 beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Lebensmittel- und 
Bedculsgegenständegesetzes 

mit Begründung (Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bimdestages herbeizuführen. 
Federführend ist das Bundesministerium für Gesundheit. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Gesetzentwurf ist in der als Anlage 2 
beigefügten Stellungnahme dargelegt. 


Dr. Helmut Kohl 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Lebensmittel- und 
Bedarfsgegenständegesetzes 


Der Deutsche Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Lebensmittel- und Bedarfsgegenständegesetz 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. Juli 

1993 (BGBL I S. 1169), zuletzt geändert durch das 
Zweite Gesetz zur Änderung des Lebensmittel- und 
Bedarfsgegenständegesetzes vom 25. November 

1994 (BGBL I S. 3538), wird wie folgt geändert: 

1, In § 19 Abs. 1 Nr. 4 wird in Buchstabe f das Semi- 
kolon durch ein Konuna ersetzt und folgender 
Buchstabe g angefügt: 

„g) daß Lebensmittel, Lebensmittelzutaten und 
Stoffe, die gentechnisch veränderte Organis- 


Begründung 


Der Bundesrat hat in der Entschließung vom 16. De- 
zember 1994 - Drucksache 1061/94 (Beschluß) - die 
Bundesregierung gebeten, auf eine vollständige 
Kennzeichnungspfhcht für gentechnisch hergestellte 
Lebensmittel und Lebensmittelzutaten hinzuwirken. 
Die Bundesregierung hat in der Antwort auf die 
Kleine Anfrage (Drucksache 13/1576) am 23. Juni 
1995 (Drucksache 13/1790) ihrerseits gefordert, daß 
im Hinblick auf die Information des Verbrauchers 
eine grundsätzhch systematische Kennzeichnung 
gentechnisch veränderter Lebensmittel notwendig 
ist. Diese von Bundesrat und Bundesregierung ver- 
tretene gemeinsame Position wurde auch vom Euro- 
päischen Parlament im Zuge der Beratung der 
Novel-Food- Verordnung im Frühjahr 1996 geteilt. 


men enthalten, aus gentechnisch veränderten 
Organismen hergestellt wurden, gentechnisch 
hergestellte Stoffe enthalten oder unter Ver- 
wendung gentechnisch hergestellter Stoffe 
hergestellt wurden, nur unter ausreichender 
Kenntlichmachung oder nur unter bestinunten 
Bezeichnungen in den Verkehr gebracht wer- 
den dürften; “ . 

2. In § 54 Abs. 1 Nr. 2 werden die Wörter „Buchstabe d 
bis f" durch die Wörter „Buchstabe d bis g“ er- 
setzt, 

Artikel 2 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ... in Kraft. 


Da die Möglichkeit besteht, daß durch Entscheidun- 
gen der Europäischen Kommission in der EU und da- 
mit auch in Deutschland gentechnisch veränderte 
Lebensmittel in Verkehr gebracht werden, sollte in 
das Lebensmittel- und Bedarfsgegenständegesetz 
die Ermächtigung zum Erlaß einer Rechtsverord- 
nung eingefügt werden, die es der Bundesregierung 
ermöglicht, die notwendigen Kennzeichnungsvor- 
schriften zu erlassen. 

Bei der Änderung in Nununer 2 handelt es sich um 
die notwendige Bußgeldbewehrung der mit Num- 
mer 1 in das Gesetz eingefügten Vorschrift. 
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Entschließung zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Lebensmittei- und 
Bedarfsgegenständegesetzes 


Die Bundesregierung wird gebeten, xungehend eine 
nationale Regelung für die Zulassung neuartiger 
Lebensmittel vorzubereiten. 


5 



Drucksache 13/6724 


Deutscher Bundestag -13. Wahlperiode 


Anlage 2 


Stellungnahme der Bundesregierung 


1. Zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Lebensmittel- und Bedarfsgegenständegesetzes 

Die Bundesregierung lehnt den Gesetzentwurf des 
Bundesrates ab, mit dem eine spezielle Ermächti- 
gung zum Erlaß von Rechtsverordnungen über die 
Kenntlichmachung des Einsatzes der Gentechnik im 
Lebensmittelbereich in das Lebensmittel- und Be- 
darfsgegenständegesetz (LMBG) aufgenommen wer- 
den soll. 

Das Lebensmittel- und Bedarfsgegenständegesetz 
enthält unter den allgemeinen Ermächtigungen zum 
Schutz des Verbrauchers vor Täuschung bereits die 
notwendigen Rechtsgrundlagen für den Erlaß der zu 
diesem Zweck erforderhchen Kennüichmachungs- 
vorschriften. Nach § 19 Abs. 1 Nr. 4 Buchstabe b 
LMBG kann das Bundesministerium für Gesundheit 
u. a. vorschreiben, daß Lebensnüttel von bestimmter 
Art oder Beschaffenheit nicht, nur unter ausreichen- 
der Kenntiichmachung oder nur unter bestimmten 
Bezeichnungen, Angaben oder Aufmachungen in 
den Verkehr gebracht werden dürfen. Ferner erlaubt 
die Ermächtigung des § 19 Abs. 1 Nr. 4 Buchstabe e 
LMBG den Erlaß von Rechtsvorschriften, die vor- 
schreiben, daß Lebensrnittel einschließhch Zusatz- 
stoffe, bei denen bestimmte Verfahren angewendet 
worden sind, nur unter bestimmten Voraussetzungen 
in den Verkehr gebracht werden dürfen. Die genann- 
ten Ermächtigungen gelten in gleicher Weise für Le- 
bensmittel wie auch für Zusatzstoffe, die dazu be- 
stimmt sind, mit verzehrt zu werden. Der in dem Ge- 
setzentwurf vorgesehenen zusätzüchen Ermächti- 
gung zum Erlaß von Kenntlichmachungsvorschriften 
für Lebensmittel, die gentechnisch veränderte Orga- 
nismen sind oder so hergestellte Stoffe enthalten 
oder daraus hergestellt wurden, bedarf es deshalb 
nicht. Das Lebensmittel- und Bedarfsgegenständege- 
setz würde nur um überflüssige Vorschriften erwei- 
tert. 

Die vorgesehene Ermächtigung hefe aber auch aus 
Gründen des Gemeinschaftsrechts leer. Der auf der 
Ebene der Europäischen Union in Beratung befindü- 
che Verordnungsentwurf über neuartige Lebensmit- 


tel imd neuartige Lebensmittelzutaten enthält auch 
Vorschriften über die Kennzeichnung gentechiüsch 
veränderter Lebensmittel und Lebensmittelzutaten. 
Nach langen Diskussionen über die Voraussetzun- 
gen und den Umfang der Kenntiichmachungspflicht 
erzielte der Vemüttlungsausschuß zwischen Euro- 
päischem Parlament und Rat in seiner Sitzung am 
27. November 1996 einen Kompromiß über die Kenn- 
zeichnung. Der Ministerrat hat am 19./20. Dezember 
1996 (Fischereirat) diesem Kompromiß zugestimmt. 
Die Verordnung bedarf nun noch der abschließenden 
Zustimmung durch das Europäische Parlament. 

90 Tage nach ihrer Veröff entiichung im Amtsblatt der 
Gemeinschaft wird die Verordnung unmittelbar in 
der Gemeinschaft gelten. Sie geht nationalen Rechts- 
vorschriften vor. 


2. Zur Entschließung 

Neuartige Lebensmittel, die aus gentechnisch verän- 
derten Organismen bestehen oder solche enthalten, 
unterhegen bereits jetzt einer innerhalb der Europäi- 
schen Union einheithchen Sicherheitsprüfung in 
einem Genehnügungsverfahren gemäß den Vor- 
schriften der Richtlinie 90/220/EWG des Rates vom 
23. Aprü 1990 über die absichthche Freisetzung 
genetisch veränderter Organismen in die Umwelt 
(Abi. EG Nr. L 117 S. 15). Die Richtlinie ist durch das 
Gentechnikgesetz in das nationale Recht umgesetzt 
worden. 

Der Vorschlag für eine Verordnung über neuartige 
Lebensmittel und neuartige Lebensmittelzutaten ent- 
hält darüber hinaus für alle neuartigen Lebensmittel 
einschheßhch der gentechnisch veränderten Lebens- 
mittel Vorschriften über das Prüfverfahren, welches 
vor dem ersten Inverkehrbringen als Lebensmittel 
durchlaufen werden muß. Die Bundesregierung 
rechnet damit, daß die Verordnung alsbald verab- 
schiedet und 90 Tage nach ihrer Veröffentiichimg in 
Kraft treten wird. Sie sieht deshalb keinen Anlaß zur 
Vorbereitung diesbezüghcher nationaler Rechtsvor- 
schriften. 
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